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47 Verordnung 


betreffend Abänderung der Standesordnungen auf dem Gebiete des Heilweſens. 
Vom 25. Februar 1939. 
Auf Grund des 8 1 Ziff. 49 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
1. 8 17 der Arzteordnung erhält folgende Faſſung: 
8 17 
Wer den Beſtimmungen der 88 3, 4 und 13 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu 
5 Jahren und mit Geldſtrafe bis zu 10000 G oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
2. $ 19 Ziff. 7 der Arzteordnung erhält folgende Faſſung: 

7. Sie können Einrichtungen ſchaffen, die den Zweck haben, den Arzten und ihren 
Hinterbliebenen eine Verſorgung zu gewähren, insbeſondere eine Ordnung zur Regelung 
dieſer Verſorgung erlaſſen. Dieſe Ordnung und etwaige Abänderungen bedürfen der 
Zuſtimmung des Senats. 

3. Der $ 23 der Arzteordnung fällt fort. 
Artikel II 
§ 17 der Zahnärzteordnung erhält folgende Faſſung: 
$ 17 
Wer den Beſtimmungen der $$ 3, 4 und 13 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis 
zu 5 Jahren und mit Geldſtrafe bis zu 10000 G oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 


Artikel III 
$ 15 der Dentiſtenordnung erhält folgende Faſſung: 
8 15 
Wer den Beſtimmungen der 88 3, 4 und 11 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis 
zu 5 Jahren und mit Geldſtrafe bis zu 10000 G oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
Artikel IV 
$ 17 der Hebammenordnung erhält folgende Faſſung: 
$ 17 
Wer den Beſtimmungen der 88 4, 5 Abſ. 1, 8 Abſ. 1 und Abſ. 5 zuwiderhandelt, 
wird mit Gefängnis bis zu 3 Jahren und mit Geldſtrafe bis zu 5000 G oder mit einer 
dieſer Strafen beſtraft. 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 30. 3. 1939.) 
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Artikel V 
$ 18 der Apothekerordnung erhält folgende Faſſung: 
8 18 5 
Wer den Beſtimmungen der SS 3, 4 und 13 Abſ. 2 zuwiderhandelt, oder ohne die 
nach § 13 Abſ. 1 erforderliche Genehmigung eine neue Apotheke errichtet oder eine be⸗ 
ſtehende übernimmt, wird mit Gefängnis bis zu 5 Jahren und mit Pr" bis zu 
10000 G oder mit einer diefer Strafen beſtraft. 


Artikel VI 
Dieſe Verordnung tritt mit Rückwirkung vom 1. Januar 1939 in Kraft. 


Danzig, den 25. Februar 1939. 


’ Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G 20% Greifer Dr. Hoppenrath Dr. Großmann 


48 Verordnung 
über die Berufsſchulpflicht. 
Vom 1. März 1939. 


Auf Grund des 8 1 Ziffer 36, 39 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 f.), ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Beginn der Berufsſchulpflicht 
Mit der Beendigung der allgemeinen Schulpflicht beginnt die Pflicht zum Beſuch der Berufsſchule. 


82 
Dauer der Berufsſchulpflicht 
(1) Die Berufsſchulpflicht dauert 3 Jahre, für landwirtſchaftliche Berufe 2 Jahre. Lehrlinge ſind 
darüber hinaus bis zum Ende der Lehrzeit berufsſchulpflichtig. 
(2) Bei Berufswechſel wird die Pflicht zum Beſuch der Berufsſchule nicht unterbrochen. Früherer 
Berufsſchulbeſuch kann angerechnet werden. 
(3) Die Berufsſchulpflicht endet vor Ablauf der im Abſatz 1 bezeichneten Zeit, 
a) wenn die Schulaufſichtsbehörde feſtſtellt, daß die bisherige Ausbildung des Berufsſchul⸗ 
pflichtigen den Beſuch der Berufsſchule fortan entbehrlich macht. Dies gilt insbeſondere für 
Mädchen, die keinen beſonderen Beruf ergreifen, nach einjährigem Beſuch einer Hauswirt⸗ 
ſchaftsſchule; 
b) wenn der Berufsſchulpflichtige das 18. Lebensjahr vollendet, ſoweit es ſich nicht um Lehr— 
linge handelt; 
c) wenn der Berufsſchulpflichtige heiratet. 


8 3 
Erfüllung der Berufsſchulpflicht 
(1) Die Berufsſchulpflicht iſt durch Beſuch derjenigen Berufsſchule zu erfüllen, die von der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde für den Berufsſchulpflichtigen vorgeſchrieben iſt. 
(2) Die Verpflichtung beſteht für alle Jugendlichen, ſolange ſie nicht 
a) eine als ausreichenden Erſatz für den Berufsſchulunterricht anerkannte Fachſchule beſuchen, 
b) mindeſtens 24 Stunden wöchentlich am Unterricht einer anderen öffentlichen Schule teil» 
nehmen, 
c) eine Hochſchule beſuchen, 
d) im ſtaatlichen Hilfsdienſt oder polizeilichen Sicherheitsdienſt ſtehen. 


8 4 
Befreiung von der Berufsſchulpflicht 
Bildungsunfähige Jugendliche find von der Berufsſchulpflicht befreit. Über das Vorliegen der Bil- 
dungsunfähigkeit entſcheidet in Zweifelsfällen die Schulaufſichtsbehörde. 
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8 5 
Berufsſchulzwang 
Jugendliche, welche die Pflicht zum Beſuch der Berufsſchule nicht erfüllen, werden der Berufs⸗ 
ſchule zwangsweiſe zugeführt. Hierbei kann die Hilfe der Polizei in Anſpruch genommen werden. 


86 
Verantwortlichkeit Anderer für die Erfüllung der Berufsſchulpflicht 

(1) Wer für die Perſon des Berufsſchulpflichtigen zu ſorgen hat, ſowie der, dem Erziehung oder 
Pflege des Berufsſchulpflichtigen anvertraut iſt, hat dafür Vorſorge zu treffen, daß der Berufsſchul⸗ 
pflichtige am Unterricht und an den ſonſtigen Veranſtaltungen der Berufsſchule regelmäßig teilnimmt 
und ſich der Berufsſchulordnung fügt. 

(2) Wer für die Perſon des Berufsſchulpflichtigen zu ſorgen hat, iſt verpflichtet, ihn für den Be⸗ 
rufsſchulbeſuch nach Maßgabe der hierüber erlaſſenen Beſtimmungen in gehöriger Weiſe auszurüſten 
und den zur Durchführung der Berufsſchulgeſundheitspflege erlaſſenen Anordnungen Folge zu leiſten. 

(3) Lehrherren, Dienſtherren, Führer von Betrieben oder deren Bevollmächtigte haben dem Be- 
rufsſchulpflichtigen die zur Erfüllung der Berufsihulpflicht erforderliche Zeit zu gewähren, ihn zur Er⸗ 
füllung der Berufsſchulpflicht anzuhalten, den Schulbeſuch zu überwachen und die Leiſtungen in der 
Schule zu kontrollieren. 


8 7 
Strafbeſtimmungen 

(1) Wer den Beſtimmungen über die Berufsſchulpflicht vorſätzlich oder fahrläſſig zuwiderhandelt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu 300 G oder mit Haft beſtraft, ſofern nicht nach anderen Geſetzen eine höhere 
Strafe verwirkt iſt. 

(2) In gleicher Weiſe wird beſtraft, wer vorſätzlich Berufsſchulpflichtige oder die im 8 6 bezeich⸗ 
neten Perſonen durch Mißbrauch des Anſehens, durch Überredung oder durch andere Mittel dazu bes 
ſtimmt, den Vorſchriften über die Berufsſchulpflicht entgegen zu handeln. 

(3) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Schulleiters oder der Schulaufſichtsbehörde ein; 
der Antrag kann zurückgenommen werden. 


8 8 
Durchführung der Verordnung 
Der Senat erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung erforderlichen Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen. 


8 9 
Inkrafttreten dieſer Verordnung und Aufheben älterer Vorſchriften 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1939 in Kraft. Gleichzeitig werden die 88 120, 139i, 
150 Ziffer 4 der Gewerbeordnung, die Rechtsverordnung zur Durchführung der Fortbildungsſchul⸗ 
pflicht vom 9. März 1934 (G. Bl. S. 169) ſowie die Verordnung zur Ausführung der Rechtsver⸗ 
ordnung zur Durchführung der Fortbildungsſchulpflicht vom 26. Oktober 1936 (G. Bl. S. 428) und die 
auf Grund dieſer Beſtimmungen erlaſſenen Ortsſatzungen aufgehoben. 


Danzig, den 1. März 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
V. Greiſer Boeck 


49 Rechtsverordnung 
über den Aufbau des Danziger Nährſtandes und Maßnahmen zur Markt⸗ und Preisregelung 
für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe (Nährſtands verordnung). 
Vom 9. März 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 71 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
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8 1 
Der Danziger Nährſtand iſt die geſetzliche Berufsvertretung der Danziger Bauernſchaft und der 
Danziger Landwirtſchaft einſchließlich der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, des Landhandels (Groß— 
und Kleinhandels) und der Be- und Verarbeiter landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe. 
Der Danziger Nährſtand iſt eine Selbſtverwaltungskörperſchaft des öffentlichen Rechts. Er hat 
ſeinen Sitz in Danzig. 
8 2 


Der Danziger Nährſtand hat die Belange des Bauerntums und der Landwirtſchaft, der land— 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften und des von ihm vertretenen Groß- und Kleinhandels mit landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſen ſowie der Be- und Verarbeiter landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe im Rahmen der 
Geſamtwirtſchaft nach gemeinnützigen Grundſätzen wahrzunehmen. Er hat insbeſondere die Aufgabe, 

das Bauerntum und die Landwirtſchaft, die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften und den 
von ihm vertretenen Groß- und Kleinhandel mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen ſowie die 
Be⸗ und Verarbeiter landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe zu fördern, die wirtſchaftlichen und 
geſellſchaftlichen Angelegenheiten zwiſchen ſeinen Angehörigen zu regeln, zwiſchen den Be⸗ 
ſtrebungen der von ihm umſchloſſenen Kräfte einen dem Gemeinwohl dienenden Aus- 
gleich herbeizuführen, die Behörden bei allen den Nährſtand betreffenden Fragen, insbe⸗ 
ſondere auch durch Erſtattung von Gutachten und Beſtellung von Sachverſtändigen, zu 
unterſtützen. 

Der Senat kann dem Danziger Nährſtand beſondere Aufgaben übertragen. 


8 3 
Der Danziger Nährſtand hat die Verpflichtung, über die Standesehre ſeiner Angehörigen zu 
wachen. 


8 4 
Der Danziger Nährſtand umfaßt: 

1. alle, die auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig als Eigentümer, Eigenbeſitzer, Eigen⸗ 
berechtigte, Nutznießer, Verpächter oder Pächter bäuerlicher oder landwirtſchaftlicher Be- 
triebe oder als Familienangehörige, Arbeiter, Angeſtellte oder Beamte in der Landwirt- 
ſchaft und ihren Verwaltungsorganiſationen nicht nur vorübergehend tätig find; 

2. die gemäß § 5 Abſatz 2 angegliederten Einrichtungen; 

3. die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften einſchließlich ihrer Zuſammenſchlüſſe und ſonſtigen 
Einrichtungen; 

4. alle natürlichen und juriſtiſchen Perſonen, die im Gebiet der Freien Stadt Danzig den 
Groß⸗ und Kleinhandel mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen ſowie die Be- und Verarbei⸗ 
tung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe betreiben und deren Vertretung gemäß $ 1 der Dan⸗ 
ziger Nährſtand übernommen hat; die Zugehörigkeit im einzelnen regelt der Landesbauern- 
führer; 

5. die Verſorgungsverbände und die Vereinigung der Danziger Verſorgungsverbände; 

6. die auf Grund des $ 18 gebildeten Zuſammenſchlüſſe. 
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Zur Vereinfachung des Aufbaues und der Verwaltung des Danziger Nährſtandes können be- 
ſtehende Vereine, Vereinigungen und Verbände ohne Rückſicht auf ihre Rechtsform, welche die wirt⸗ 
ſchaftspolitiſche, wirtſchaftliche, fachliche und geiſtige Förderung ſowie die Wahrung der Belange der 
Landwirtſchaft oder der im § 4 genannten Angehörigen des Danziger Nährſtandes zum Zwecke haben, 
durch Anordnung des Landesbauernführers ($ 11) in den Danziger Nährſtand eingegliedert werden oder 
in ihm aufgehen. Der Danziger Nährſtand iſt verpflichtet, die bisher gegen dieſe Organiſationen entitan- 
denen vermögensrechtlichen Anſprüche und Anwartſchaften zu gewährleiſten. Das Vermögen dieſer 
Organiſationen geht in das Vermögen des Danziger Nährſtandes über. 

Der Landesbauernführer kann die im Abſatz 1 bezeichneten Organiſationen dem Danziger Nähr- 
ſtand angliedern, wenn eine Eingliederung nicht tunlich erſcheint. 


8 6 
Die Landwirtſchaft im Sinne dieſer Verordnung (bäuerliche oder landwirtſchaftliche Betriebe) 
umfaßt die Bodenbewirtſchaftung und die mit Bodennutzung verbundene Tierhaltung zur Gewinnung 
pflanzlicher und tieriſcher Erzeugniſſe, insbeſondere den Ackerbau, die Wieſen⸗ und Weidewirtſchaft, 
die Forſtwirtſchaft, den Gartenbau und die Fiſcherei, die Imkerei und die Jagd. 
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8 7 


Als landwirtſchaftliche Erzeugniſſe im Sinne dieſer Verordnung gelten auch die aus ihnen durch 
Be- oder Verarbeitung gewonnenen Erzeugniſſe. 


8 8 

Landhandel (Groß- und Kleinhandel mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen) ſowie Be- und Ver⸗ 
arbeitung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe im Sinne dieſer Verordnung liegt bei folgenden Wirtſchafts— 
gruppen vor: 
Wirtſchaft mit Ackerbauerzeugniſſen, 
Viehwirtſchaft, 
Zuckerwirtſchaft, 
Stärke⸗ und Branntweinwirtſchaft, 
Fiſchwirtſchaft, 
Fett⸗ und Milchwirtſchaft, 
. Holzwirtihaft und Wirtſchaft mit Garten-, Forſt- und ähnlichen Gewächſen. 

Als Handel gilt auch die Tätigkeit der in den vorbezeichneten Fächern arbeitenden Vermittler (Kom⸗ 
miſſionäre, Handelsvertreter, Agenten, Makler). 

Ausführungsvorſchriften, die im Einvernehmen mit dem Senat, Abteilung Wirtſchaft, zu erlaſſen 
ſind, beſtimmen, welche Betriebe zu den obengenannten Wirtſchaftsgruppen gehören. 


N e 


8 9 

Eine nach $ 8 begründete Zugehörigkeit zum Danziger Nährſtand ſchließt die Zugehörigkeit zu an⸗ 
deren Standes- und Berufsvertretungen aus, ſoweit nicht im Abſatz 2 oder im $ 10 etwas anderes be⸗ 
ſtimmt iſt. 5 

Die Mitgliedſchaft der Bäder, Schlächter, Müller und Konditoren zu ihren Innungen und der 
Handwerkskammer ſowie ihre Beitragspflicht gegenüber den Innungen und der Handwerkskammer wird 
durch die Zugehörigkeit zum Nährſtand nicht berührt, ebenſo wenig die organiſatoriſche Unterſtellung 
der Innungen unter die Handwerkskammer. Ein Viertel der von den vorgenannten Handwerksbetrieben 
an die Handwerkskammer geleiſteten Beiträge (nicht jedoch der Gefolgſchaftsbeiträge) iſt von dieſer an 
den Nährſtand abzuführen. 

Die Ernennung der Führer der Innungen von Bäckern, Schlächtern, Müllern und Konditoren 
und der übergeordneten fachlichen Gliederungen dieſer Handwerkszweige bedarf der Zuſtimmung des 
Landesbauernführers. 

8 10 

Ein die Zugehörigkeit zum Danziger Nährſtand begründender Landhandel (Groß- und Klein⸗ 
handel) oder eine die Zugehörigkeit begründende Be- und Verarbeitung landwirtſchaftlicher Erzeug⸗ 
niſſe und Nahrungsmittel (8 8) liegt nicht vor, 

1. wenn das in 8 8 bezeichnete Fach lediglich ein unerhebliches Maß des Geſamtbetriebes 
umfaßt, 
2. beim Gaſt⸗ und Herbergsgewerbe. 

Bei Betrieben, die in einem nicht unerheblichen Maße Fächer der in $ 8 bezeichneten Art neben 
anderen Betriebszweigen umfaſſen, greift ſowohl die Zugehörigkeit zum Danziger Nährſtand, als auch 
die Zugehörigkeit zu demjenigen Wirtſchaftsverband und derjenigen anderen Standes⸗ oder Berufsver⸗ 
tretung Platz, zu denen dieſe anderen Betriebszweige gehören (gemiſchte Betriebe). 


Ss 11 
Der Landesbauernführer iſt der Führer und geſetzliche Vertreter des Danziger Nährſtandes. Er 
wird vom Senat ernannt. 
Der Landesbauernführer ordnet die innere Gliederung des Danziger Nährſtandes. 
Der Landesbauernführer kann ſeine Befugniſſe auf nachgeordnete Stellen übertragen mit der Er- 
mächtigung zur Weiterübertragung. Der Nachweis der Befugnis zur Vertretung wird durch ein mit 
dem Abdruck des Dienſtſiegels verſehenes Zeugnis des Landesbauernführers geführt. 


8 12 
Der Danziger Nährſtand gliedert ſich örtlich in Kreisbauernſchaften und in Ortsbauernſchaften. 
Führer der Kreisbauernſchaft iſt der Kreisbauernführer, Führer der Ortsbauernſchaft der Ortsbauern⸗ 
führer. 
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8 13 
Der Danziger Nährſtand erhebt von ſeinen Mitgliedern Beiträge nach Maßgabe einer Beitrags- 
ordnung, die der Landesbauernführer erläßt. Die Beitragsordnung bedarf der Zuſtimmung des Senats. 
Die Beiträge werden, ſoweit die Beitragsordnung nichts anderes beſtimmt, wie öffentliche Ab⸗ 
gaben im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen und ohne Abzug an den Danziger Nährſtand ab⸗ 
geführt. 
8 14 
Der Danziger Nährſtand kann für die Benutzung ſeiner Einrichtungen und Veranſtaltungen Ge⸗ 
bühren erheben. 
8 15 
Der Danziger Nährſtand hat jährlich einen Haushaltsplan aufzuſtellen, der vom Landesbauern- 
führer verabſchiedet wird. 
Die näheren Vorſchriften über das Haushalts-, Kaſſen- und Rechnungsweſen erläßt der Landes- 
bauernführer in einer Haushaltsordnung. 
8 16 
Die Staatsaufſicht über den Danziger Nährſtand führt der Senat. 


8 17 

Der Landesbauernführer wird ermächtigt, Anordnungen zur Regelung der Erzeugung, des Ab⸗ 
ſatzes ſowie der Preiſe und Preisſpannen von nährſtandszugehörigen Waren (88 7, 8) zu treffen ſo⸗ 
wie Ausgleichsausgaben feſtzuſetzen, wenn dies unter Würdigung der Belange der Geſamtwirtſchaft 
und des Gemeinwohls geboten erſcheint. 

Den auf Grund dieſer Beſtimmung erlaſſenen Anordnungen ſind die mit der Erzeugung, dem 
Abſatz, der Be- oder Verarbeitung befaßten Betriebe, insbeſondere die in $ 8 bezeichneten Betriebe, 
ohne Rückſicht auf die Zugehörigkeit zum Danziger Nährſtand unterworfen. 

Iſt auf Grund anderer Beſtimmungen eine beſondere Stelle mit der Überwachung von Preiſen 
und Preisſpannen betraut worden, ſo iſt vor Erlaß preisbindender Anordnungen dieſe Stelle zu hören. 
Erhebt dieſe Stelle gegen die beabſichtigte Preisanordnung des Landesbauernführers Widerſpruch, ſo 
entſcheidet im Falle der Nichteinigung der Senat. 

Der Landesbauernführer kann gegen jeden, der den auf Grund dieſer Beſtimmungen erlaſſenen An⸗ 
ordnungen zuwiderhandelt, Ordnungsſtrafen bis zu 10 000, — G im Einzelfalle feſtſetzen. Er kann dieſe 
Befugniſſe Beauftragten, insbeſondere Organen von Zuſammenſchlüſſen übertragen. Die Einziehung der 
Ordnungsſtrafen erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 

In beſonders ſchweren Fällen der Zuwiderhandlung kann der Landesbauernführer die Fortführung 
eines Betriebes unterſagen. Bei Betrieben der im 8 9 Abſatz 2 und 8 10 bezeichneten Art iſt die Zu⸗ 
ſtimmung des Senats, Abteilung Wirtſchaft, erforderlich. Die Polizeibehörden haben auf Erſuchen des 
Landesbauernführers die für die Schließung des Betriebes notwendigen Maßnahmen durchzuführen. 

Den Betroffenen ſteht gegen die Verfügung des Landesbauernführers, durch welche die Fort⸗ 
führung des Betriebes unterſagt wird, binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen die Beſchwerde an 
den Senat zu, der endgültig entſcheidet. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


8 18 

Der Landesbauernführer kann zur Regelung der Erzeugung, des Abſatzes ſowie der Preiſe und 
Preisſpannen von landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen ſowie zur Feſtſetzung von Ausgleichsabgaben Gruppen 
und Angehörige des Danziger Nährſtandes und ſonſtige Unternehmen und Einrichtungen, die landwirt⸗ 
ſchaftliche Erzeugniſſe herſtellen, vertreiben, be- oder verarbeiten, zuſammenſchließen, wenn der Zuſammen⸗ 
ſchluß oder Anſchluß unter Würdigung der Belange der Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohls geboten 
erſcheint. 

Der Danziger Nährſtand kann Aufgaben, die ihm nach den 88 1 und 2 dieſer Verordnung auf 
dem Gebiet der Förderung von Verteilern nährſtandszugehöriger Waren (Nährſtandskaufleute und land⸗ 
wirtſchaftliche Genoſſenſchaften) zuſtehen, mit Zuſtimmung des Senats auf Verſorgungsverbände oder 
auf die in Abſatz 1 bezeichneten Zuſammenſchlüſſe übertragen. Der Landesbauernführer kann zur Er⸗ 
füllung dieſer Aufgaben bei den Verſorgungsverbänden oder bei den Zuſammenſchlüſſen Fachſchaften 
errichten. Er regelt das Nähere über Aufbau und Aufgaben der Fachſchaften. 

Soweit durch Maßnahmen der vorbezeichneten Art Wirtſchaftskreiſe betroffen werden, die einer 
anderen amtlichen Wirtſchaftsvertretung zugehören, iſt die Zuſtimmung des Senats — Abteilung Wirt- 
ſchaft — erforderlich. 
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$ 19 

Der Danziger Nährſtand hat darüber zu wachen, daß die Zuſammenſchlüſſe bei ihren Anord- 
nungen und Maßnahmen die Vorſchriften der Geſetze und der Satzung befolgen, die Bedürfniſſe der 
jeweils beteiligten Marktgebiete gebührend berückſichtigen, ihre Anordnungen und Maßnahmen mit den 
vom Danziger Nährſtand wahrzunehmenden Aufgaben in Einklang bringen und den Belangen der 
Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohls Rechnung tragen. Der Danziger Nährſtand hat die Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe bei der Durchführung ihrer Aufgaben zu unterſtützen. 

Der Danziger Nährſtand kann Anweiſungen erlaſſen, nach denen die Zuſammenſchlüſſe den Ge⸗ 
ſchäftsverkehr, das Haushalts-, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen, die Anlegung von Geldern, die Perſonal⸗ 
angelegenheiten einſchließlich der Beſoldung ihrer Angeſtellten und Arbeiter und die Vergütung ihrer 
Organe zu ordnen haben. 

Der Danziger Nährſtand kann insbeſondere 

a) Bücher, Schriften und Rechnungen der Zuſammenſchlüſſe einſehen oder einſehen laſſen und 
von den Organen der Zuſammenſchlüſſe Auskunft über alle geſchäftlichen Angelegenheiten 
der Zuſammenſchlüſſe verlangen, ſowie Nachprüfungen durch Sachverſtändige auf Koſten 
der Zuſammenſchlüſſe vornehmen laſſen. 

b) zu den Beratungen der Organe der Zuſammenſchlüſſe Vertreter entſenden und die Anbe— 
raumung von Sitzungen und die Beſchlußfaſſung über beſtimmte Gegenſtände verlangen. 

c) verlangen, daß etwaige Mängel in der inneren Geſchäftsführung und im Geſchäftsverkehr 
mit dem Danziger Nährſtand ſowie etwaige Mängel der Zuſammenſchlüſſe untereinander 
abgeſtellt werden. 

Der Danziger Nährſtand kann Anordnungen und Maßnahmen der Zuſammenſchlüſſe aufheben oder 
ihre Durchführung unterſagen, wenn ſie gegen Geſetz oder Satzung oder Anordnungen des Senats 
oder Anweiſungen des Danziger Nährſtandes verſtoßen. 

Bei der Ausübung ſeiner Befugniſſe gegenüber den in einer Hauptvereinigung zuſammengefaßten 
Zuſammenſchlüſſen bedient ſich der Danziger Nährſtand in der Regel der Hauptvereinigung. In drin⸗ 
genden Fällen kann er ſeine Befugniſſe auch dieſen Zuſammenſchlüſſen gegenüber unmittelbar ausüben. 


Ss 20 

Die auf Grund des $ 18 gebildeten Zuſammenſchlüſſe ſtehen unter Aufſicht des Senats, die durch 
den Staatskommiſſar der Danziger Verſorgungsverbände wahrgenommen wird. 

Der Staatskommiſſar hat gegenüber den Zuſammenſchlüſſen die gleichen Rechte, wie ſie ihm auf 
Grund der SS 9 und 10 der Rechtsverordnung zur Regelung des Verkehrs mit Erzeugniſſen der Land⸗ 
wirtſchaft und der Fiſcherei vom 20. Auguſt 1934 (G. Bl. S. 649) gegenüber den Verſorgungsver⸗ 
bänden und der Vereinigung der Danziger Verſorgungsverbände zuſtehen. 


§ 21 
Der Landesbauernführer gibt den Zuſammenſchlüſſen ihre Satzung. Er kann die Satzung der bei 
Inkrafttreten dieſer Verordnung beſtehenden Zuſammenſchlüſſe abändern oder neu faſſen. Der Erlaß der 
Satzung und ihre Abänderung bedarf der Zuſtimmung des Senats. 
Der Landesbauernführer kann anſtelle der Organe des Zuſammenſchluſſes Abberufungen und Neu- 
beſtallungen von Angeſtellten der Zuſammenſchlüſſe vornehmen. 


8 22 
Die Vorſitzenden der Zuſammenſchlüſſe werden von dem Landesbauernführer mit Zuſtimmung 
des Senats beſtellt und abberufen. Das gleiche gilt für die Stellvertreter der Vorſitzenden ſowie 
für die Mitglieder des Verwaltungsrats und deren Stellvertreter. 


8 23 
Anordnungen und Feſtſetzungen, die der Landesbauernführer, der Danziger Nährſtand oder eine 
ſeiner Gruppen auf Grund der nach dieſer Verordnung erteilten Ermächtigung zur Regelung der Er⸗ 
zeugung, des Abſatzes ſowie der Preiſe und Preisſpannen von landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen oder 
ein nach 8 19 auch in Verbindung mit anderen Vorſchriften gebildeter Zuſammenſchluß erläßt, be⸗ 
dürfen zu ihrer Rechtswirkſamkeit der Verkündung. 
Ausgenommen ſind Anordnungen und Feſtſetzungen, die 
1. ſich lediglich an einzelne natürliche oder juriſtiſche Perſonen richten, 
2. jedem der von ihnen Betroffenen ſchriftlich mitgeteilt worden ſind, 
3. nur für den inneren dienſtlichen Verkehr beſtimmt ſind. 
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8 24 
Anordnungen und Feſtſetzungen find im „Landſtand“ zu verkünden, ſoweit nicht im Hinblick auf 
die beſondere Art der Anordnung oder Feſtſetzung eine Veröffentlichung auch in anderen Blättern an— 
gezeigt erſcheint. 
5 $ 25 
Anordnungen und Feſtſetzungen treten, ſoweit in ihnen nichts anderes beſtimmt wird, mit dem 
dritten Tage nach dem Tage in Kraft, an dem die betreffende Nummer des „Landſtandes“ ausgegeben 
worden iſt. 
$ 26 
Der Landesbauernführer regelt die inneren Verhältniſſe des Danziger Nährſtandes durch eine 
Satzung, die im Geſetzblatt zu veröffentlichen iſt. 


§ 27 
Bis zur weiteren Regelung durch die Satzung ($ 26) bleiben die Beſtimmungen der Verordnung 
über die Errichtung einer öffentlich- rechtlichen Berufsvertretung der Danziger Landwirtſchaft vom 
14. Juli 1933 (G. Bl. S. 313) und der als Anlage zu dieſer Verordnung veröffentlichten Verfaſſung 
der Danziger Bauernkammer einſchließlich der ſpäteren Ergänzungs- und Abänderungsverordnungen 
in Kraft, jedoch nur, ſoweit ſie mit den Vorſchriften dieſer Verordnung vereinbar ſind. 


8 28 
Der Senat wird ermächtigt, Durchführungs- und Ausführungsverordnungen zu dieſer Verordnung 
zu erlaſſen. 
8 29 
Die Verordnung tritt am 1. April 1939 in Kraft. 


Danzig, den 9. März 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
LE, Greifer Huth Rettelsky 


50 Erſte Ausführungs⸗ Verordnung 


zur Rechtsverordnung über den Aufbau des Danziger Nährſtandes und Maßnahmen zur Markt⸗ und 
Preisregelung für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe (Nährſtandsverordnung). 
Vom 9. März 1939. 


Gemäß $ 8 Abſatz 3 und $ 28 der Rechtsverordnung über den Aufbau des Danziger Nähr⸗ 
ſtandes und Maßnahmen zur Markt- und Preisregelung für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe (Nährſtands⸗ 
verordnung) werden im Einvernehmen mit dem Senat, Abteilung Wirtſchaft, folgende Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen erlaſſen: 

Artikel I 
Den im $ 8 Abſatz 1 der Nährſtandsverordnung genannten Wirtſchaftsgruppen werden folgende 
Betriebe zugeteilt, wobei 
Gruppe a) den Landhandel, 
Gruppe b) das Nährſtandshandwerk und die Nährſtandsinduſtrie umfaſſen: 
Zu 1): Wirtſchaft mit Ackerbauerzeugniſſen: 
a) Handel mit Getreide, Hülſenfrüchten unnd Saaten 
(mit Ausnahme der Einfuhr aus dem Zollausland und des Ausfuhrhandels) 
Rauhfutter und Furagehandel 
Handel mit Mehl und Mühlenfabrikaten 
Kartoffelhandel (ſoweit er die Verſorgung des Inlandes mit Kartoffeln Danziger und pol⸗ 
niſcher Erzeugung betrifft) 
Handel mit Stalldung 
Lohndreſcher, Lohnpflüger 
Handel mit Rüben und Wurzelfrüchten 
b) Mehlmühlen, Schrotmühlen 
Bäckereien, Brotfabriken 
Heu⸗ und Strohpreſſereien. 


— —— 923 — — 
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Zu 2): Viehwirtſchaft: 
a) Gewerbliche Abmelkwirtſchaften 
Lohnbrütereien 
Geflügelmäſtereien 
Schlachtviehhandel 
Kleinviehhandel 
Nutzviehhandel 
Zuchtviehhandel 
Pferdehandel 
Geflügelhandel 
Eierhandel (mit Ausnahme der Einfuhr aus dem Zollauslande und des Ausfuhrhandels) 
Fleiſchgroßhandel 
Fleiſchwarenhandel 
gewerbliche Zuchttierhaltereien 
b) Wurſtfabriken, Fleiſchkonſervenfabriken, Schlächtereien. 
Zu 3): Zuckerwirtſchaft: 
N a) Zuckerhandel 
b) Zuckerfabriken. 
Zu 4) Stärke- und Branntweinwirtſchaft: 
a) Kartoffelflockenhandel 
b) Kartoffelbrennereien, Kornbrennereien, Obſtbrennereien 
(mit Ausnahme der induſtriellen Herſtellung von Spirituoſen). 
Zu 5): Fiſchwirtſchaft: 
a) Fiſchhandel (mit Ausnahme des Handels mit Salzheringen) 
b) Fiſchräuchereien und ⸗röſtereien. 
Zu 6): Fett⸗ und Milchwirtſchaft: 
a) Milchhandel, Butter- und Käſehandel 
b) Molkereien, Käſereien. 
Zu 7): Holzwirtſchaft und Wirtſchaft mit Garten⸗, Forst- und ähnlichen Gewächſen: 
a) Markthandel mit Blumen und Zierſträuchern 
b) — — — 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1939 in Kraft. 


Danzig, den 9. März 1939. 


Der Senat ber Freien Stadt Danzig 
E. Greiſer Huth Rettelsky 


51 Rechtsverordnung 
betr. Anderung des Geſetzes über die Verhältniſſe der Juden vom 23. Juli 1847 (G. S. S. 263). 
Vom 14. März 1939. 


Auf Grund des $ 1, Ziffer 9 und 35 und des § 2, Ziffer b des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung 
dieſes Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird, um eine geordnete Liquidation der ae 
gemeinde zu ermöglichen, Folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: R 


Artikel ! 

Der Senat kann anordnen, daß für eine beſtimmte Übergangszeit die Befugniſſe der Repräſen⸗ 
tantenverſammlung auf den Vorſtand übergehen und die Zahl der Repräſentanten weniger als 9 
beträgt. 

a Artikel II 

Der Senat kann ferner anordnen, daß der Vorſtand ſich durch Zuwahl auf die ſtatutenmäßig 
vorgeſehene Zahl von Mitgliedern ergänzt. Die Zuwahl bedarf der Genehmigung durch den Senat. 
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Artikel III 
Die Beamten der jüdiſchen Kultusvereinigungen und ihrer Verbände verlieren am Tage des 
Inkrafttretens dieſer Verordnung ihre Beamteneigenſchaft. Sie treten mit demſelben Zeitpunkt zu den 
Vereinigungen und Verbänden in ein bürgerlich-rechtliches Dienſtverhältnis, auf das die bisherige Re⸗ 
gelung ihrer Rechte und Pflichten entſprechende Anwendung findet. 
Die Neueinſtellung von Beamten durch jüdiſche Kultusvereinigungen und deren Verbände iſt nur 
mit Zuſtimmung des Senats zuläſſig. 
Artikel IV 
Die Vorſtände der jüdiſchen Kultusvereinigungen ſind berechtigt, Dienſtverträge, gleichgültig für 
welche Zeit ſie abgeſchloſſen ſind, mit einer Friſt von 3 Monaten zu kündigen. Das gleiche Kündi⸗ 
gungsrecht ſteht den Dienſtnehmern zu. 
Artikel V 
Aus einem bisher beſtehenden Beamtenverhältnis oder einem Dienſtvertrage begründete Ruhe⸗ 
gehaltsanſprüche gegenüber einer jüdiſchen Kultusvereinigung werden abgegolten durch eine Abfindung. 
Über die Abfindung entſcheidet endgültig ein vom Senat eingeſetztes und in feiner Zuſammenſetzung 
beſtimmtes Schiedsgericht. Bei der Entſcheidung des Schiedsgerichts ſind die perſönlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe der Ruhegehaltsberechtigten und verpflichteten zu berückſichtigen. Bei Ruhe⸗ 
gehaltsempfängern kann die Abfindung an die Verſicherungsanſtalt Weſtpreußen in Danzig gezahlt 
werden, die dem Ruhegehaltsberechtigten eine entſprechende Rente zahlt. 


Artikel VI 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft und nach Ablauf von 2 Jahren 
außer Kraft. 


Danzig, den 14. März 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
K. 1 15 06. Greiſer Huth 


52 Verordnung 
zur Abänderung der Rechtsverordnung zur Ergänzung des Weichſel⸗Nogat⸗Deichſtatuts. 
Vom 15. März 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 69 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Der Nachtrag zu dem Statut für den Weichſel⸗Nogat⸗Deichverband vom 20. Juni 1889 (Pr. Geſ. ©. 
S. 133), eingefügt ag die Rechtsverordnung zur Ergänzung des Weichſel-Nogat⸗Deichſtatuts vom 
16. 3. 1937 (G. Bl. S. 191) wird durch folgende Vorſchriften ergänzt: 


58 6a. 


Aber alle Erjag- und Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß der Durchführung der Eindeichung 
und der Entwäſſerung des Gebiets der Jungfer'ſchen Lake erhoben werden, entſcheidet unter Ausſchluß 
der Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte ein Schiedsgericht. Dies gilt auch für Anſprüche, die auf! 
Grund der Verordnung zur Abänderung des Verzeichniſſes der Waſſerläufe I. Ordnung vom 10. Ok⸗ 
tober 1938 (G. Bl. S. 524) in n mit $ 3 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 gegen den 
Staat erhoben werden. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem vom Senat zu beſtimmenden Vorſitzenden und 2 Beiſitzern. 
Die Beiſitzer werden vom Landesbauernführer nach Anhörung der Parteien (Marienburger Deich⸗ 
verband, Entſchädigungsberechtigter) benannt. 331006 

§ 6b. 

Das Schiedsgericht hat vor Erlaß feiner Entſcheidung die Parteien zu hören und das den, An⸗ 
vrüchen zugrunde liegende Sachverhältnis zu ermitteln, ſoweit es die Ermittlungen für erforderlich er- 
tet. 


135 
Das Schiedsgericht kann zu dieſem Zweck Sachverſtändige hinzuziehen und ſchriftliche Gutachten 


anfordern. Im übrigen wird das Verfahren durch das Schiedsgericht nach freiem Ermeſſen beſtimmt. 
Das Schiedsgericht hat bei ſeinen Entſcheidungen Billigkeitsgründe zu berückſichtigen. 


§ G. 
Die Entſcheidungen des Schiedsgerichts ſind endgültig.“ 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 15. März 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
L 3015 Greiſer Rettelsky 


53 Rechtsverordnung 


betr. die Verlängerung der Amtsdauer des am 7. April 1935 gewählten Volkstages. 
Vom 21. März 1939. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 1 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des ſeine Geltungsdauer verlängernden Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Einziger Artikel 
Die Amtsdauer des z. It. beſtehenden Volksta ges wird auf weitere vier Jahre verlängert. 


Danzig, den 21. März 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A. E 17 Greiſer Dr. Hoppenrath j 


Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von U. Schroth in Danzig. 
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